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I. Anfrage 

Die RIMU und die ILFD haben die Gemeinden mit gemeinsamen Schreiben vom 13. Dezember 

2022 darüber informiert, dass die aktualisierten Daten zur Festlegung der Gewässerräume ab dem 

folgenden Tag der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt würden. 

Seitdem stellen Privatpersonen und Unternehmen unzählige Fragen an die Gemeindeverwaltungen, 

um die Auswirkungen dieser Aktualisierung zu verstehen. Weil die Gemeinden gleichzeitig mit der 

Öffentlichkeit von dieser Aktualisierung erfahren haben, fehlen ihnen die Informationen, um diese 

Fragen, die umso legitimer sind, als sie ganz direkt die in der Verfassung verankerte 

Eigentumsgarantie berühren, beantworten zu können. 

Daher erlauben wir uns, nicht um die Bedeutung der Gewässerräume in Frage zu stellen, sondern 

um die Methode und die Folgen der vom Kanton gewählten Vorgehensweise besser zu verstehen, 

folgende Fragen an den Staatsrat zu richten: 

1. Das Bundesgesetz gibt den Kantonen den Auftrag, die Gewässerräume und vor allem die 

Methodik für deren Festlegung zu bestimmen. 

a) Welche Methodik wenden die anderen Kantone an und wie wirkt sich dies auf den bebauten 

und den zu bebauenden Raum in Bezug auf Gesetzgebungsverfahren, Umsetzung und 

Rechtsprechung aus? 

b) Hat sich der Staatsrat im Vergleich zu den Nachbarkantonen Bern und Waadt für eine 

Methodik entschieden, die mit restriktiveren Bedingungen für den bebauten und den zu 

bebauenden Raum einhergehen? 

2. Wie wurden die Gemeinden sowie andere direkt betroffene Akteure in die Festlegung der 

Kriterien für diese Methodik einbezogen? 

3. Ist der Verzicht auf eine Umsetzung über einen KNP nicht gleichbedeutend mit einer 

Abwälzung der Verantwortung auf die Gemeinden, was die Entscheide und deren Folgen 

betrifft? 
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4. Wie gross ist der verbleibende Spielraum der Gemeinden, um die Umrisse der Gewässerräume 

unter Berücksichtigung der Grundsätze der Verhältnismässigkeit und ihres 

Ermessensspielraums anzupassen? 

5. Wird sich die Zweckbestimmung rechtskräftig ausgeschiedener Zonen (z. B. Arbeitszonen) 

ändern, wenn der Gewässerraum in eine solche Zone hineinragt? 

6. Wenn die neuen Vorgaben Auswirkungen auf die Nutzung von Bauzonen und bereits bebautem 

Land und/oder deren Potenzial haben: 

a) Ist ein Mechanismus zur Kompensation der ausgezonten Bauzonenflächen durch eine 

entsprechende Fläche an einem anderen Ort vorgesehen oder gehen diese verloren? 

b) Wenn ja, werden sie lediglich auf Siedlungsgebiet gemäss dem kommunalen oder 

regionalen Richtplan kompensiert werden müssen? 

c) Wenn nein, welcher Landausgleichsmechanismus ist auf kommunaler oder regionaler Ebene 

vorgesehen, welcher Entschädigungsmechanismus ist vorgemerkt, wer finanziert ihn und 

wie wird er angewendet? 

7. Wurden Ortsbegehungen durchgeführt, um die Gegebenheiten vor Ort zu berücksichtigen? 

8. Werden Baubewilligungen im Gewässerraum erteilt, solange die OP nicht angepasst sind? 

9. Welche Folgen hat dies für Gemeinden, die am Ende des Prozesses der Überarbeitung ihres OP 

stehen, und für Gemeinden, die nach vielen Jahren Arbeit gerade die OP-Revision 

abgeschlossen haben? 

10. Welche Auswirkungen hat dies auf die regionalen Richtpläne? 

11. Wäre es nicht sinnvoll, Regeln einzuführen, die verhindern, dass ständig neue Elemente mit 

verpflichtendem Charakter in die in Überarbeitung befindlichen OP eingeführt werden 

(Grundsatz der Beständigkeit der Pläne)? 

II. Antwort des Staatsrats 

Die Gewässerräume (GWR) werden im Kanton Freiburg seit den 2000er-Jahren umgesetzt. Eine 

Änderung des Bundesrechts im Jahr 2011 führte zu weitreichenden Auswirkungen auf 

Landwirtschaftszonen, weshalb ein Verfahren für die Aktualisierung der Daten eingeleitet wurde. 

Bei der Umsetzung des Gewässerschutzes durch GWR müssen zwei Phasen unterschieden werden: 

die Phase der Abgrenzung des GWR einerseits und die Phase der Legalisierung der Daten und 

damit der verbindlichen Festlegung des GWR andererseits. 

In der ersten Phase (Abgrenzung) wird die Grenze der GWR in Anwendung einer Methode 

bestimmt, die auf den Grundsätzen aus dem Bundesrecht beruht (Bundesgesetz über den Schutz der 

Gewässer GSchG, SR 814.20, und seine Verordnung GSchV, SR 814.201). Die alte 

Abgrenzungsmethode, die im Kanton Freiburg bis 2011 angewandt wurde, führte mit der Änderung 

des Bundesrechts, das nun eine extensive Bewirtschaftung in den GWR vorschreibt, zu Folgen, die 

für die Landwirtschaftszonen weitreichend und für gewisse Landwirtschaftsbetriebe 

existenzbedrohend sein können. Aus diesem Grund wurde die Methode überarbeitet und in ihrer 

neuen Ausgestaltung in einer GWR-Richtlinie festgelegt, die 2018 in den kantonalen Richtplan 

aufgenommen und mit ihm in die Vernehmlassung gegeben wurde. Die auf dieser Grundlage 

aktualisierte Abgrenzung der GWR wurde 2022 abgeschlossen und führte zu einer Reduktion um 

68 % des GWR in der Landwirtschaftszone. Die aktualisierten Daten wurden am 14. Dezember 

2022 zu Informationszwecken auf den Online-Karten des Kantons Freiburg veröffentlicht. Der 

Bund nahm die neuen Daten in der Folge zur Kenntnis. 
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In der zweiten Phase (Legalisierung) wird diese Abgrenzung in eine Nutzungsplanung übertragen, 

die entweder auf kantonaler Ebene mit einem kantonalen Nutzungsplan (KNP) oder auf 

kommunaler Ebene über den Ortsplan (OP) erfolgen kann. Dieser Übertrag dient dazu, die 

Abgrenzung für die Grundeigentümerinnen und ‑eigentümer und die Bewirtschafterinnen und 

Bewirtschafter der betroffenen Parzellen verbindlich zu machen. Ab Veröffentlichung der GWR-

Daten bis zu ihrem Übertrag in den OP müssen die GWR gestützt auf die Präjudizwirkung der 

Pläne im Rahmen der Prüfung der Baubewilligungsgesuche berücksichtigt werden. In Freiburg 

erfolgt die Legalisierung der GWR seit den 2000er-Jahren über die OP. Statt, wie im Dezember 

2021 angekündigt (Ein Kantonaler Nutzungsplan zur verbindlichen Festlegung der Gewässerräume 

| Staat Freiburg), den Ansatz zu ändern und die aktualisierten Daten über einen KNP umzusetzen, 

beschloss der Staatsrat angesichts der heftigen Kritik die frühere, den Gemeinden bekannte und 

detailliertere Praxis (Analyse auf Ebene des Gemeindegebiets) fortzusetzen. Damit kam der 

Staatsrat namentlich den Gemeinden entgegen, die sich gegen dieses als schwerfällig empfundene 

kantonale Instrument ohne jeglichen Spielraum für die Gemeinden ausgesprochen hatten. Das 

GWR-Blatt der Arbeitshilfe für die Ortsplanung wird derzeit angepasst, wobei konkrete Vorschläge 

für Optionen zur Umsetzung in den OP gemacht werden. 

Nach der Veröffentlichung der Daten hat sich die Direktion für Raumentwicklung, Infrastruktur, 

Mobilität und Umwelt (RIMU) mit zahlreichen Gemeinden getroffen, um die Fälle, die ihr Gebiet 

betreffen, zu besprechen und einerseits zu prüfen, ob technische Anpassungen der Abgrenzung der 

GWR gerechtfertigt sind, und andererseits die Baumöglichkeiten im GWR zu ermitteln, namentlich 

im Zusammenhang mit wohlerworbenen und damit verbundenen Rechten. Diese Pilotphase ist 

notwendig, um die Daten zu übertragen, die global auf der Ebene des gesamten Kantonsgebiets 

erfasst worden waren, weil der Detaillierungsgrad nicht immer dem entspricht, was auf lokaler 

Ebene benötigt wird. Bundesrecht und Rechtsprechung schränken jedoch die 

Anpassungsmöglichkeiten ein. Der den Kantonen verbleibende Handlungsspielraum besteht 

hauptsächlich in der Definition gewisser Begriffe, in der Wahl zwischen verschiedenen 

Analysemethoden, im Entscheid, in gewissen Fällen keine GWR festzulegen, und in den 

Möglichkeiten, die GWR-Grenze an den Kontext (Topographie usw.) anzupassen. So bietet der 

Begriff «dicht überbaut» eine gewisse Flexibilität bei der konkreten Abgrenzung der 

Gewässerräume nach Bundesrecht. Zu diesem Begriff gibt es heute nur wenig Rechtsprechung und 

er wird oft mit dem Begriff «weitgehend überbaut» verwechselt, der sich aus der Umsetzung des 

Raumplanungsgesetzes (RPG; SR 700) ergibt. Jedenfalls gibt die jüngste Rechtsprechung den 

Kantonen in der Tendenz die Möglichkeit, den Begriff unter Berücksichtigung eines breiteren 

Rahmens anzuwenden. Bei den grossen Fliessgewässern schliesslich wurde die natürliche Breite 

auf der Grundlage des historischen Verlaufs nach einer vom Bund validierten Methode ermittelt. 

Die RIMU verfolgt auch die interkantonalen und nationalen Entwicklungen (im ersten Fall über die 

Plattform der Schweizerischen Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz BPUK und im 

zweiten in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Umwelt BAFU) aufmerksam, um diese 

Entwicklungen bei der Umsetzung der GWR im Kanton berücksichtigen zu können. So 

unterscheiden sich die kantonalen Methoden zur Abgrenzung der GWR bei den grossen 

Fliessgewässern stärker als bei den kleinen und mittleren (bei letzteren folgt das Bundesrecht für die 

Abgrenzung des GWR einer genau definierten Schlüsselkurve, die direkt in die gesetzlichen 

Bestimmungen der GSchV übernommen wurde), auch wenn der Bund in seiner Publikation 

«Gewässerraum – Modulare Arbeitshilfe zur Festlegung und Nutzung des Gewässerraums in der 

Schweiz» Empfehlungen für die Kantone herausgegeben hat. Die Gerichtsentscheide in anderen 

https://www.fr.ch/de/energie-landwirtschaft-und-umwelt/wasser/news/ein-kantonaler-nutzungsplan-zur-verbindlichen-festlegung-der-gewaesserraeume
https://www.fr.ch/de/energie-landwirtschaft-und-umwelt/wasser/news/ein-kantonaler-nutzungsplan-zur-verbindlichen-festlegung-der-gewaesserraeume
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Kantonen zu den hängigen Klagen von Umweltverbänden gegen Nutzungspläne werden daher 

richtungsweisend sein. 

Schliesslich haben die Grossräte Bertrand Gaillard und Andreas Freiburghaus mit Motion vom 

22. März 2023 (2023-GC-80) die Aufhebung der freiburgerspezifischen Baugrenze gefordert. Bei 

der Baugrenze handelt es sich um einen zusätzlichen Streifen in der Bauzone, der grundsätzlich 

nicht überbaut werden darf. Sie wurde im Freiburger Kantonsrecht eingeführt, um den freien 

Zugang zu offenen und eingedolten Gewässern zu gewährleisten. In seiner Antwort vom 6. Juli 

2023 nannte der Staatsrat zwei Varianten: 1. Ablehnung der Motion und Beibehaltung der 

Baugrenze mit Vorgaben zu den Bebauungsmöglichkeiten innerhalb der Baugrenze und 

2. Annahme der Motion und Aufhebung der Baugrenze auf dem gesamten Gebiet mit Ausnahme 

der Fälle, in denen sie weiterhin unerlässlich ist. Der Staatsrat empfahl die zweite Variante und der 

Grosse Rat folgte dieser Empfehlung am 8. September 2023. 

1. Das Bundesgesetz gibt den Kantonen den Auftrag, die Gewässerräume und vor allem die 

Methodik für deren Festlegung zu bestimmen. 

a) Welche Methodik wenden die anderen Kantone an und wie wirkt sich dies auf den bebauten 

und den zu bebauenden Raum in Bezug auf Gesetzgebungsverfahren, Umsetzung und 

Rechtsprechung aus? 

b) Hat sich der Staatsrat im Vergleich zu den Nachbarkantonen Bern und Waadt für eine 

Methodik entschieden, die mit restriktiveren Bedingungen für den bebauten und den zu 

bebauenden Raum einhergehen? 

Die Kantone müssen den Raumbedarf der oberirdischen Gewässer festlegen, der erforderlich ist, um 

die natürlichen Funktionen der Gewässer, den Schutz vor Hochwasser und die Gewässernutzung zu 

gewährleisten (Art. 36a GSchG). Der Bundesrat hat die Modalitäten hierfür im GSchV geregelt. 

Das Bundesrecht und die Rechtsprechung legen enge Grenzen fest. So besteht der 

Handlungsspielraum der Kantone hauptsächlich in der Definition gewisser Begriffe, in der Wahl 

zwischen verschiedenen Analysemethoden und in der Möglichkeit, die GWR-Grenze in dicht 

überbauten Gebieten an den Kontext anzupassen. 

Laut Bundesrecht muss für die Bestimmung des GWR als Erstes die natürliche Gerinnesohlenbreite 

herangezogen werden. Danach wird die Breite des GWR für kleine und mittlere Wasserläufe nach 

den Vorgaben von Artikel 41a GSchV festgelegt. Die Mindestbreiten ergeben sich aus der 

Schlüsselkurve, die direkt in die Bestimmungen der GSchV übernommen wurde. Die Breite des 

GWR von grossen Fliessgewässern geht hingegen nicht direkt aus der Gesetzgebung hervor. Der 

Bund beschreibt in seiner Publikation «Modulare Arbeitshilfe zur Festlegung und Nutzung des 

Gewässerraums in der Schweiz»1 die empfohlene Methode. Diese Methode bestimmt unter anderem 

den Eignungsgrad für die Aufnahme von GWR in Abhängigkeit der Nutzung des Bodens. 

Bei der Vorbereitung und in der ersten Phase der Abgrenzung der GWR hat das Amt für Umwelt 

(AfU) einen summarischen Vergleich mit anderen Kantonen (Waadt, Jura, Wallis, Bern, Luzern, 

Zürich, Aargau) vorgenommen. Da jeder Kanton seine hydrografischen und topografischen 

Besonderheiten hat, wurde der geringe Spielraum, den das Bundesrecht lässt, in den Kantonen zum 

Teil unterschiedlich genutzt. Das Ergebnis des Vergleichs lautet wie folgt: 

                                                

1 https://www.bpuk.ch/bpuk/dokumentation/merkblaetter/arbeitshilfe-gewaesserraum 

https://www.bpuk.ch/bpuk/dokumentation/merkblaetter/arbeitshilfe-gewaesserraum
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> Die natürliche Breite der Fliessgewässer in bebautem und zu bebauendem Gebiet wurde in den 

verschiedenen Kantonen auf vergleichbare Weise und unter Berücksichtigung der Empfehlungen 

des Bundes bestimmt. 

> Bei kleinen und mittleren Fliessgewässern richten sich alle Kantone nach der im GSchV 

vorgegebenen Schlüsselkurve. 

> Wie der Kanton Freiburg haben auch die Kantone Waadt, Wallis und Luzern die Methode und 

die Empfehlungen des Bundes für die Abgrenzung der GWR der grossen Fliessgewässer 

angewandt. Das Ergebnis der Freiburger Abgrenzung ist jedoch weniger ehrgeizig als das der 

drei anderen Kantone: Freiburg hat seine Kriterien so festgelegt, dass mindestens 55 % der 

ökologischen Bedürfnisse erfüllt sind, während die anderen Kantone einen höheren 

Erfüllungsgrad anstreben (Waadt 80 % für gewisse Gewässer, Luzern 80–100 % und ohne 

Unterscheidung nach Bodennutzung, Wallis 80 %). Die Kantone Bern, Zürich und Aargau 

hingegen haben den GWR der grossen Fliessgewässer grosszügiger mit Mindestbreiten 

abgegrenzt (natürliche Breite plus 30 m gemäss den Minima in Art. 41a GSchV). Dieser Ansatz 

kann für die Gemeinden im Rahmen von Revitalisierungen Risiken bergen und zu einer 

vollständigen oder teilweisen Ablehnung von Bundesbeiträgen führen wie auch zu rechtlichen 

Instabilitäten und damit zu einer langfristigen Unbebaubarkeit aufgrund von Beschwerden, die 

gegen diese Art der Grenzziehung eingelegt werden. Die RIMU beauftragte ein unabhängiges 

Büro damit, die natürliche Breite der grossen Fliessgewässer aufgrund ihres historischen Verlaufs 

gemäss der vom Bund empfohlenen Methode zu bestimmen. 

> Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich der Kanton Freiburg im Mittelfeld bewegt. Er 

gehört zu den Kantonen, die sich die Mittel geben, um einen optimalen Schutz ihrer Fliess- und 

stehenden Gewässer zu erreichen und gleichzeitig durch ihre aktualisierte Methode die 

Auswirkungen auf die landwirtschaftlichen Flächen zu reduzieren. 

Für die Bauzone ist weiter zu beachten, dass die Breite des GWR reduziert und an die Gebäudefront 

angepasst werden kann, wenn es sich um ein «dicht überbautes» Gebiet handelt. «Dicht überbaut» 

ist im Gesetz nicht definiert und die Leitlinien der modularen Arbeitshilfe des Bundes beschränken 

sich auf die Zitierung der Grundsätze, die in der spärlichen Rechtsprechung des Bundesgerichts 

festgelegt sind. Es besteht also ein gewisser Spielraum bei der Festlegung der Kriterien, nach denen 

ein Gebiet als dicht überbaut gilt. Die Kantone wenden diesen Begriff unterschiedlich an, und nur 

die Rechtsprechung wird Klarheit über die zu befolgenden Leitlinien schaffen. Auf der Grundlage 

der Empfehlungen des Bundes erteilte der Kanton Freiburg ein externes Mandat zur Entwicklung 

einer Methodik (Büro Archam). Die Ergebnisse wurden in die aktualisierten GWR-Daten integriert, 

die im Dezember 2022 auf den Online-Karten des Kantons veröffentlicht wurden. Der Kanton Bern 

entschied sich für eine ähnliche Methode, jedoch mit einem etwas anderen Entscheidungsbaum. Die 

Ergebnisse sind dessen ungeachtet vergleichbar. 

Für die Legalisierung des GWR müssen die Kantone dafür sorgen, dass der GWR in den 

Richtplänen und Nutzungsplänen berücksichtigt wird (Art. 36a Abs. 3 GSchG). Alle im Vergleich 

berücksichtigten Kantone legen die GWR-Daten über die Ortspläne (OP) rechtlich verbindlich fest. 

Einzig der Kanton Jura nutzt einen KNP als Instrument zur Legalisierung des GWR, wobei dieser 

nach Freiburger Raumplanungsrecht eher als Sachplan bezeichnet würde. 

Was schliesslich die Umsetzung des GWR betrifft, so ergeben sich die daraus resultierenden Bau-, 

Planungs- und Nutzungsbeschränkungen aus dem Bundesrecht und können nicht innerhalb des 

Handlungsspielraums, den die Gemeinden oder der Kanton haben, beiseitegeschoben werden. 
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2. Wie wurden die Gemeinden sowie andere direkt betroffene Akteure in die Festlegung der 

Kriterien für diese Methodik einbezogen? 

Bei der Vernehmlassung 2017/2018 des kantonalen Richtplans und der als Anhang beigefügten 

GWR-Richtlinie wurden die Gemeinden und alle interessierten Kreise bei der Definition der 

Grundsätze des Kantons für die Abgrenzung des GWR gemäss aktualisierter Methode einbezogen. 

In ihren Stellungnahmen zur Richtlinie machten sich die NGO dafür stark, dass der Kanton weiter 

geht und überall einen «Gewässerraum Biodiversität» festlegt. Die Gemeinden forderten ihrerseits 

mehr Flexibilität im bebauten Raum. Auf der Grundlage dieser Rückmeldungen wurde ein 

Kompromiss gefunden und umgesetzt. Derzeit haben etwa 45 % der Gemeinden den GWR in ihren 

OP integriert (nach der alten oder der aktualisierten Methode). In Bezug auf die natürliche Breite 

grosser Fliessgewässer können die Gemeinden die Annahmen und Unterlagen überprüfen, die zur 

Bestimmung dieser Breite verwendet wurden. 

3. Ist der Verzicht auf eine Umsetzung über einen KNP nicht gleichbedeutend mit einer Abwälzung 

der Verantwortung auf die Gemeinden, was die Entscheide und deren Folgen betrifft? 

Als der Kanton im Dezember 2021 beschloss, die aktualisierten GWR über einen KNP umzusetzen, 

wollte er damit eine kohärente verbindliche Festlegung der GWR für das gesamte Kantonsgebiet 

gewährleisten und auf die Forderungen der landwirtschaftlichen Kreise eingehen, nämlich dass die 

Umsetzung der Pflicht zur extensiven Bewirtschaftung, die 2011 in das Bundesrecht aufgenommen 

wurde, in allen Landwirtschaftszonen harmonisiert wird, was bei der Umsetzung über die OP nicht 

möglich ist. Eine Analyse hat jedoch gezeigt, dass die Gemeinden bei einer Legalisierung durch den 

Kanton viele Befugnisse verlieren würden, da sich ihre Aufgabe in einem solchen Fall darauf 

beschränkte, Sektoren, die dem KNP unterstellt ist, in ihre OP zu übertragen, was von 

Gemeindevertreterinnen und ‑vertretern als nicht hinnehmbar taxiert wurde. Zudem musste die 

Umsetzung der extensiven Bewirtschaftung mangels Umsetzungskonzept und Kontrollsystem 

ohnehin verschoben werden (deren Einführung soll 2028 erfolgen). 

Die Legalisierung der aktualisierten Daten über die OP ermöglicht es den Gemeinden, eine Analyse 

der GWR auf der Ebene ihres Gebiets vorzunehmen, das sie besser kennen als die kantonalen 

Instanzen, und die Methode der Umsetzung im OP zu wählen, die der lokalen Gegebenheiten am 

besten entspricht (auf der Grundlage der Optionen, die im GWR-Blatt der Arbeitshilfe für die 

Ortsplanung, das derzeit aktualisiert wird, zur Verfügung stehen). Dies ermöglicht ihnen auch eine 

eigene Analyse der zum Teil unbestimmten Begriffe im Bereich der GWR (dicht überbautes Gebiet, 

standortgebundene Anlage, punktuelle Abweichungen bei der Festlegung der natürlichen Breite von 

grossen Fliessgewässern gemäss der vom Bund validierten Methode) und schliesslich eine bessere 

Koordination der GWR-Thematik mit anderen Projekten (Revitalisierung, Hochwasserschutz usw.). 

Der Entscheid des Kantons, auf einen KNP zu verzichten, zielte also darauf ab, den Gemeinden 

ihren Handlungsspielraum zu belassen und sie nicht zu entmündigen. Zudem ist dieser Ansatz eine 

Weiterführung der bisher vorherrschenden Legalisierungsmethode, mit der die Gemeinden 

umzugehen gelernt haben. 
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4. Wie gross ist der verbleibende Spielraum der Gemeinden, um die Umrisse der Gewässerräume 

unter Berücksichtigung der Grundsätze der Verhältnismässigkeit und ihres 

Ermessensspielraums anzupassen? 

Weil die im Bundesrecht festgelegten Grenzen bereits für die Kantone eng gesteckt sind, verfügen 

die Gemeinden über einen geringen verbleibenden Handlungsspielraum. Dieser liegt vor allem in 

der Definition des Begriffs «dicht überbaut» und der Frage, ob eine Anlage in einem GWR 

«standortgebunden» ist oder nicht. Ein gewisser Spielraum besteht auch in Bezug auf den Umfang 

der Bestandesgarantie und die möglichen Entwicklungen der damit verbundenen Anlagen, auf Fälle 

von Kulturgüterschutz oder technische Fehler, die allenfalls auf kantonaler Ebene bei der 

Abgrenzung der GWR, insbesondere bei grossen Fliessgewässern, gemacht wurden. 

Wie bereits erwähnt, sind diese Begriffe unbestimmt und werden in der Rechtsprechung im 

Zusammenhang mit dem GWR kaum behandelt. Weil die auf den Online-Karten des Kantons 

veröffentlichten Daten informativen Charakter haben, können die Gemeinden ihre eigene Analyse 

der GWR auf ihrem Gebiet vornehmen, die vom Kanton festgelegten Kriterien hinterfragen, wenn 

sie dies für relevant halten, und gegebenenfalls im Rahmen der Anpassung ihrer OP begründete 

Änderungsvorschläge machen (die oben erwähnte Studie des Büros Archam steht den Gemeinden 

auf Anfrage zur Verfügung). Die RIMU prüft darauf, ob diese Anträge mit dem übergeordneten 

Recht übereinstimmen. Bei Bedarf werden Gespräche mit den Gemeinden geführt. Dies geschah 

schon mit zahlreichen betroffenen Gemeinden seit der Veröffentlichung der Daten. 

Zu erwähnen sind noch die alternativen Verläufe, die festlegen, welchen Verlauf eingedolte 

Wasserläufe nach ihrer Ausdolung voraussichtlich nehmen müssen (die Verpflichtung zur 

Ausdolung ergibt sich aus Art. 38 GSchG). Diese Verläufe wurden auf der Grundlage einer 

Kurzanalyse des AfU festgelegt und sind nicht im Zonennutzungsplan (ZNP), sondern nur im 

Gemeinderichtplan zu vermerken. Wenn die Gemeinde also nachweist, dass ein anderer Verlauf 

technisch machbar ist (insbesondere unter Berücksichtigung der Abschwemmungs- und 

Hochwasserrisiken), können die Verläufe auf den Online-Karten bis zum konkreten Projekt der 

Ausdolung angepasst werden. 

5. Wird sich die Zweckbestimmung rechtskräftig ausgeschiedener Zonen (z. B. Arbeitszonen) 

ändern, wenn der Gewässerraum in eine solche Zone hineinragt? 

Der GWR hat keine direkte Auswirkung auf die Zweckbestimmung der Zonen, doch gilt in diesen 

Zonen, von Ausnahmen abgesehen, ein Bauverbot im Gewässerraum. Es obliegt den Gemeinden zu 

analysieren, welche der Optionen zur Umsetzung des GWR, die im GWR-Blatt der Arbeitshilfe für 

die Ortsplanung vorgeschlagen werden, unter Berücksichtigung des Übertragungspotenzials von 

Baurechten und der Lösungen (insbesondere Schutzperimeter, der die Bauzone überlagert, 

Schutzzone mit Rückzonung usw.) am günstigsten ist. Die zuständigen Ämter der RIMU stehen den 

Gemeinden, die dies wünschen, zur Verfügung, um sie bei der Optimierung ihres Vorgehens zu 

unterstützen. 

6. Wenn die neuen Vorgaben Auswirkungen auf die Nutzung von Bauzonen und bereits bebautem 

Land und/oder deren Potenzial haben: 

a) Ist ein Mechanismus zur Kompensation der ausgezonten Bauzonenflächen durch eine 

entsprechende Fläche an einem anderen Ort vorgesehen oder gehen diese verloren? 

b) Wenn ja, werden sie lediglich auf Siedlungsgebiet gemäss dem kommunalen oder regionalen 

Richtplan kompensiert werden müssen? 
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c) Wenn nein, welcher Landausgleichsmechanismus ist auf kommunaler oder regionaler Ebene 

vorgesehen, welcher Entschädigungsmechanismus ist vorgemerkt, wer finanziert ihn und 

wie wird er angewendet? 

Wie bereits erwähnt, müssen die Gemeinden analysieren, welche Lösung für die Umsetzung des 

GWR in Abhängigkeit von den Gegebenheiten vor Ort am günstigsten ist. Weil im GWR strenge 

Bedingungen für die Überbaubarkeit gelten (vgl. Art. 41c GSchV), wird der Gemeinde in diesem 

Zusammenhang empfohlen, die Zweckmässigkeit einer Rückzonung des im GWR liegenden Teils 

der Parzellen zu prüfen, insbesondere bei unüberbauten, aber allenfalls auch bei überbauten 

Parzellen. Auf regionaler Ebene kann eine Pflicht zur Rückzonung von unüberbauten Parzellen in 

der Arbeitszone vorgesehen werden, was den Handlungsspielraum der Region hinsichtlich der 

Quote für unüberbaute Arbeitszonen erhöht. Die Region kann die Quote derselben Gemeinde oder 

einer anderen zuteilen. 

Die Kompensation im Falle einer Auszonung wurde mit der Genehmigung des kantonalen 

Richtplans gestrichen, sodass eine Einzonung allen Einzonungskriterien des kantonalen Richtplans 

unterliegt. Wenn eine solche Rückzonung dazu führt, dass die betroffene Gemeinde die Schwelle 

für die verfügbaren Parzellen überschreitet, kann sie die neuen Einzonungsmöglichkeiten auslösen, 

vorbehaltlich der anderen Bedingungen, die durch das Bundesrecht und den kantonalen Richtplan 

festgelegt sind. Verfügt die Gemeinde hingegen über genügend unüberbaute Bauzonenreserven, ist 

eine Einzonung nicht möglich. 

Was das bauliche Potenzial betrifft, so kann dieses in gewissen Fällen auf der Parzelle nach hinten 

verlegt werden, um es aus dem GWR zu entfernen. Jeder Einzelfall ist von der Gemeinde zu prüfen 

und der Antrag bei der Prüfung durch die RIMU des OP einzureichen. Die Umsetzung des GWR im 

OP durch die Gemeinden ist eine bundesrechtliche Verpflichtung und begründet für sich allein 

keinen Entschädigungsanspruch aus Enteignung. Dies kann sich allenfalls ändern, wenn die 

Gemeinde beschliesst, aufgrund der Auswirkungen des GWR auf Ebene der Zone einzugreifen (in 

einem solchen Fall muss analysiert werden, ob eine Rückzonung durch die Gemeinde einen Fall 

von materieller Enteignung darstellen könnte). 

7. Wurden Ortsbegehungen durchgeführt, um die Gegebenheiten vor Ort zu berücksichtigen? 

Für die Bestimmung der natürlichen Breite von Wasserläufen wurden Feldkampagnen von 

beauftragten Fachbüros durchgeführt, die das AfU eng begleitete. Anschliessend wurden im Feld 

stichprobenartig Plausibilitätskontrollen durchgeführt, um die Adäquatheit der GWR-Abgrenzung 

zu überprüfen. Grangeneuve hat auch Besichtigungen vor Ort durchgeführt, wenn es ums Thema 

Landwirtschaftsland ging. 

8. Werden Baubewilligungen im Gewässerraum erteilt, solange die OP nicht angepasst sind? 

Jedes neue Bewilligungsgesuch für eine Parzelle im GWR muss die veröffentlichten aktualisierten 

Daten berücksichtigen. Ist dies nicht der Fall, wird das AfU ein negatives Gutachten wegen 

Nichteinhaltung des übergeordneten Rechts erteilen, was eine vorgerichtliche Plankontrolle 

auslösen kann. Weiter können Personen, die Einsprache gegen ein solches Baubewilligungsgesuch 

erheben, auf die GWR verweisen, auch wenn diese nicht in den OP übertragen worden sind, indem 

sie sich hierfür auf die Präjudizwirkung der Pläne berufen. Die aktualisierten Daten zur Abgrenzung 

müssen hingegen nur für noch nicht erteilte Baubewilligungen berücksichtigt werden. 
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9. Welche Folgen hat dies für Gemeinden, die am Ende des Prozesses der Überarbeitung ihres OP 

stehen, und für Gemeinden, die nach vielen Jahren Arbeit gerade die OP-Revision 

abgeschlossen haben? 

Um die Interessen des Kantons und der Gemeinden nicht dadurch zu beeinträchtigen, dass die 

Genehmigung von OP-Dossiers, die sich in einem fortgeschrittenen Stadium befinden, verzögert 

wird, wurden Grundsätze für die Integration von GWR-Daten in die OP aufgestellt, die sich nach 

dem Stadium des Verfahrens richten: 

Stadium des OP-Dossiers Integration der aktualisierten Daten zur Abgrenzung 

Gesamtrevision im Stadium der Vorprüfung Die Übertragung des GWR wird im Hinblick auf die 

Schlussprüfung verlangt. 

Gesamtrevision im Stadium der Schlussprüfung Der Genehmigungsentscheid enthält eine Auflage über die 

von der Gemeinde vorzunehmende Übertragung des GWR 

(diese Übertragung wird im künftigen Dossier zur 

Umsetzung der Genehmigungsauflagen, das von den 

Gemeinden fristgerecht einzureichen sein wird, 

aufgenommen werden müssen). 

Dossier zur Umsetzung der Genehmigungsauflagen Die Übertragung des GWR wird in den beim BRPA 

anhängigen und den noch ausstehenden Dossiers zur 

Umsetzung der Genehmigungsauflagen verlangt. 

10. Welche Auswirkungen hat dies auf die regionalen Richtpläne? 

Die regionalen Richtpläne müssen die aktualisierten GWR-Daten berücksichtigen. Zur Erinnerung: 

Die Rückzonung unüberbauter Parzellen in der Arbeitszone erhöht den Handlungsspielraum der 

Region hinsichtlich der Quote für unüberbaute Arbeitszonen. Es obliegt der Region, diese 

Koordinierungsrolle zu übernehmen, was den verantwortlichen Personen in den Regionen 2022 

mitgeteilt wurde. 

11. Wäre es nicht sinnvoll, Regeln einzuführen, die verhindern, dass ständig neue Elemente mit 

verpflichtendem Charakter in die in Überarbeitung befindlichen OP eingeführt werden 

(Grundsatz der Beständigkeit der Pläne)? 

Der Staatsrat ist sich der Herausforderungen bewusst, die sich für die Gemeinden aus der ständigen 

Aufnahme neuer Daten in ihre OP und aus der Verbindlichkeit der Verfahren ergeben. Er ist jedoch 

nicht für die Änderungen der Gesetzgebung auf Bundesebene verantwortlich und muss diese 

berücksichtigen, sobald sie in Kraft getreten sind; dies ist eine der Eigenheiten des schweizerischen 

Rechtssystems (Bundesrecht hat Vorrang vor kantonalem Recht; kantonales Recht hat Vorrang vor 

kommunalem Recht). Der Staatsrat hat somit keinen Spielraum für den Erlass von Vorschriften, die 

darauf abzielen, die neuen verbindlichen Elemente, die die Gemeinden in ihre OP aufnehmen 

müssen, zu straffen oder zusammenzulegen. Die Schweizerische Bau-, Planungs- und 

Umweltschutzdirektoren-Konferenz (BPUK) hat sich an das Bundesparlament gewandt und darauf 

hingewiesen, dass die zahlreichen parallelen Änderungsvorschläge zum Raumplanungsgesetz 

(RPG) zu Rechtsunsicherheit in den Kantonen und Gemeinden führen – leider ohne Erfolg. 
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